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Der Senat von Berlin 

- SBW II W 21 - 

Tel.: 90139 4219 

 

 

 

 

An das  

 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

 

   über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

 

V o r l a g e 

 

 - zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

 

über 

Verordnung zur teilweisen Aufhebung der Verordnung über die förmliche Festlegung des 

städtebaulichen Entwicklungsbereichs ehemaliger Güterbahnhof Köpenick  

--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, 

dass der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat: 

 

Verordnung 

zur teilweisen Aufhebung der Verordnung über die förmliche Festlegung des 

städtebaulichen Entwicklungsbereichs ehemaliger Güterbahnhof Köpenick 

 

Vom 14.06.2022 

 

 

Auf Grund des § 169 Absatz 1 Nummer 8 in Verbindung mit § 162 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 und 3, Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 

des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674) geändert worden ist, in Verbindung mit 

§ 27 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), das zuletzt durch Artikel 2 
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des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1119) geändert worden ist, verordnet 

der Senat: 

§ 1 

Teilweise Aufhebung der Verordnung über die förmliche Festlegung des städtebaulichen  

Entwicklungsbereichs 

 

(1) Die Verordnung über die förmliche Festlegung des städtebaulichen 

Entwicklungsbereichs ehemaliger Güterbahnhof Köpenick vom 12. Mai 2020 

(GVBl. S. 327) wird für folgende Flurstücke im Bezirk Treptow-Köpenick, 

Gemarkung Köpenick aufgehoben: 

Flur 474: Flurstücksnummer 137 (teilweise) 286, 326, 327 (teilweise), 334, 340 

(teilweise); 

Flur 473: Flurstücksnummer 211, 214, 216 (teilweise); 

Flur 472: Flurstücksnummer 288 (teilweise) sowie 

Flur 463: Flurstücksnummer 51, 52, 54. 

 

(2) Die von der teilweisen Aufhebung der Verordnung über die förmliche Festlegung 

des städtebaulichen Entwicklungsbereichs erfassten sowie die im räumlichen 

Geltungsbereich der Verordnung über die förmliche Festlegung des 

städtebaulichen Enwicklungsbereichs verbleibenden Flurstücke und Teilflächen 

von Flurstücken ergeben sich aus der beigefügten Flurstückskarte (Anlage 1). Die 

beigefügte Flurstücksliste (Anlage 2) enthält die im räumlichen Geltungsbereich 

der Verordnung über die förmliche Festlegung des städtebaulichen 

Entwicklungsbereichs verbleibenden Flurstücke und Teilflächen von Flurstücken. 

Flurstückskarte und Flurstücksliste sind Bestandteile dieser Verordnung. 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt 

für Berlin in Kraft. 
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Anlage 1 (zu § 1 Absatz 2) 

Flurstückskarte  
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Anlage 2 (zu § 1 Absatz 2)    
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A. Begründung: 

 

a) Allgemeines: 

 

Anlass / Zusammenfassung 

 

Die förmliche Festlegung des städtebaulichen Entwicklungsbereichs ehemaliger 

Güterbahnhof Köpenick als Rechtsverordnung gemäß § 165 Abs. 6 BauGB wurde am 12. 

Mai 2020 durch den Berliner Senat (Senatsbeschluss Nr. S-3239/2020) beschlossen. Die 

Rechtsverordnung trat am 27. Mai 2020 nach Veröffentlichung im Gesetz- und 

Verordnungsblatt für Berlin vom 26. Mai 2020 (S. 327) in Kraft.  

 

Aktuelle Entwicklungen und Anforderungen der Deutsche Bahn AG (DB AG), insbesondere 

langfristige Güterbahnverkehrsbelange, die zum Zeitpunkt der förmlichen Festlegung des 

städtebaulichen Entwicklungsbereichs nicht bekannt waren, führten zu einem 

Anpassungsbedarf bei dem räumlichen Geltungsbereich der Verordnung. Ein Teil der in 

der Verordnung ursprünglich enthaltenen Flächen wird auch künftig für den Bahnbetrieb 

genutzt werden. 

 

Entsprechend wird die städtebauliche Entwicklung für Teilflächen mit einer Größe von 

insgesamt rund 1,4 ha gemäß § 169 Abs. 1 Nr. 8 BauGB i. V. m. § 162 Abs. 1 Nr. 2 und 3 

BauGB undurchführbar.  

 

Der Senat nimmt die insoweit erforderliche Änderung des räumlichen Geltungsbereichs 

der Entwicklungsmaßnahme zum Anlass, die Entwicklungsabsicht für weitere 

untergeordnete Teilflächen gemäß § 169 Abs. 1 Nr. 8 BauGB i. V. m. § 162 Abs. 1 Nr. 2 

und 3 BauGB aufzugeben. Klarstellend werden zudem die nicht überplanbaren 

bahnbetriebsnotwendigen Gleistrassen und Bahnlangen mit einer Größe von rund 12,2 

ha aus dem räumlichen Geltungsbereich herausgenommen. 

 

Die damit verbundene Verkleinerung des städtebaulichen Entwicklungsbereichs um 

insgesamt ca. 13,8 ha beeinträchtigt weder die Erreichung der mit der städtebaulichen 

Entwicklungsmaßnahme verfolgten Ziele und Zwecke noch deren zügige Durchführung. 

 

In der nachfolgenden Liste der Flurstücke und der Teilflächen von Flurstücken, für die die 

Verordnung über die Festlegung des städtebaulichen Entwicklungsbereichs vom 27. Mai 

2020 aufgehoben wurde, sind insbesondere die geänderten Geltungsbereichsgrenzen, 

die Teilflächen definieren, textlich nachvollziehbar dargestellt. 
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Flurstücksliste Aufhebung städtebaulicher Entwicklunsgbereich 

 

Planungen und Belange der DB AG 

 

Der städtebauliche Entwicklungsbereich wird von der Fernbahn Berlin – Frankfurt (Oder) 

(Streckennummer 6153) gequert, für die zum Zeitpunkt der Festlegung der 

städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme das Planfeststellungsverfahren ABS Berlin-

Frankfurt (Oder)-Grenze D/Pl PFA 16 eingeleitet war. Inzwischen wurde mit Datum vom 

27. Januar 2022 der Planfeststellungsbeschluss durch das Eisenbahnbundesamt (EBA) 

gefasst. Die in dem Planfeststellungsantrag bzw. dem Planfeststellungsbeschluss von der 

DB AG vorgesehenenen Planungen und Maßnahmen wurden bzw. werden im Rahmen der 

vorbereitenden Untersuchungen, der Festlegung des städtebaulichen 

Entwicklungsbereichs sowie der laufenden Planungen umfassend berücksichtigt. 
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Grundlage dafür waren und sind auch weiterhin regelmäßige Abstimmungen mit den 

zuständigen Vertretenden der DB AG. Ebenfalls im Entwicklungsbereich befindet sich die 

S-Bahn Linie 3. 

 

Im Jahr 2018 war der erste Freistellungsantrag beim EBA eingereicht worden, zu dem es 

wegen des Planfeststellungsverfahrens der DB AG umfassenden Abstimmungsbedarf 

gab. Auf der Basis der vorliegenden Kenntnisse und Planungen hatte die 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen im Juni 2020 einen überarbeiteten 

Freistellungsantrag für die aktuell und künftig (nach Abschluss der Baumaßnahmen des 

Planfeststellungsverfahrens) nicht mehr bahnbetriebsnotwendigen Flächen beim EBA 

gestellt. Die Freistellung soll in Anlehnung an die vorliegenden Planungsstände der DB 

AG für den Regionalbahnausbau in zwei Stufen durchgeführt werden. Im Rahmen der 

Trägerbeteiligung zu dem Freistellungsantrag wurde der Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Wohnen im März 2021 durch das EBA (mit Stellungnahme der DB 

AG) mitgeteilt, dass die DB AG auch langfristig Maßnahmen im Bereich des ehemaligen 

Güterbahnhofs Köpenick südlich der vorhandenen Bahngleise plant. Danach sollen im 

Zeitraum bis  zum Jahr 2040 vier Puffergleise sowie eine Lärmschutzwand errichtet 

werden, um gemäß der Netzkonzeption 2040 zukünftige mögliche Engpässe auf der 

Gleistrasse ausgleichen zu können. Die geplanten Anlagen befinden sich vollständig auf 

den noch planfestgestellten Flächen südlich der vorhandenen Gleisanlagen im Eigentum 

des Bundeseisenbahnvermögens (BEV). 

 

Um die erforderliche Sicherheit für die zügige Durchführung der städtebaulichen 

Entwicklungsmaßnahme und die Umsetzung der Entwicklungsziele zeitlich und 

flächenmäßig zu gewährleisten sowie die Belange der DB AG für die Verkehrswende 

entsprechend zu berücksichtigen, haben sich die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 

und Wohnen und die DB AG inzwischen zu den zentralen Rahmenbedingungen 

verständigt und im Oktober 2021 einen Rahmenvertrag abgeschlossen. Darin halten die 

Vertragsparteien fest, dass die künftigen infrastrukturellen Maßnahmen der DB AG, 

insbesondere der Ausbau der Puffergleise, und die Umsetzung der städtebaulichen 

Entwicklungsmaßnahme nur im gegenseitigen Einvernehmen realisiert werden können. 

Zugleich sollen durch eine einvernehmliche Planung und Realisierung Synergieeffekte 

erzielt werden. 

 

Die DB AG unterstützt ausdrücklich das Ziel des Landes Berlin, im Bereich des 

ehemaligen Güterbahnhofs Köpenick in Berlin dringend benötigte Wohnungen zügig zu 

errichten und die Ziele der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme trotz der veränderten  

Gebietskulisse möglichst vollständig und zügig umzusetzen. 

 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen unterstützt gleichzeitig die 

dargelegten Planungen der DB AG im Bereich des ehemaligen Güterbahnhofs Köpenick, 
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welche die langfristige Zukunftsfähigkeit der Schieneninfrastruktur in diesem Bereich 

sicherstellen. Die Vertragsparteien haben sich deshalb dahingehend verständigt, dass 

 

a) die planfestgestellten Gleisanlagen einschließlich der zur Planfeststellung 

beantragten Bahnanlagen (bislang weiße / unbeplante Flächen im 

Entwicklungsbereich) und 

b) die künftig langfristig geplanten Gleisanlagen (Puffergleise einschließlich 

Lärmschutzwand)  

 

mit einer Größe von insgesamt ca. 13,6 ha aus dem förmlich festgelegten 

städtebaulichen Entwicklungsbereich herausgenommen werden. 

 

In dem o. g. Rahmenvertrag konnte auch die Grenze zwischen den noch für Gleisanlagen 

erforderlichen Bahnflächen, die nicht freigestellt werden können, und den Flächen, die im 

Rahmen der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme baulich entwickelt werden können, 

abschließend geregelt werden.  

 

Als Ausblick wurde in dem o. g. Rahmenvertrag auch festgelegt, dass im Verlauf der 

Planung und Umsetzung beider Maßnahmen (Regionalbahnausbau und städtebauliche 

Entwicklungsmaßnahme) weitere Verträge sinnvoll und erforderlich sein werden, um die 

Schnittstellenthemen im Zuge der konkretisierten Planungen zu regeln. 

    

 b) Einzelbegründung: 

 

Zu § 1: 

 

Der räumliche Geltungsbereich der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme wird gemäß 

den obigen Ausführungen geändert. Für die Rechtssicherheit wurde im Einvernehmen mit 

DB AG vereinbart, dass für die Flächen, die auch künftig für Gleisanlagen und technische 

Bahnanlagen erforderlich sind, die Undurchführbarkeit der Entwicklung gemäß § 169 

Abs. 1 Nr. 8 BauGB i. V. m. § 162 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BauGB festgestellt und die 

Verordnung insoweit aufgehoben wird. § 1 der geänderten Rechtsverordnung definiert mit 

den Anlagen der Verordnung die verbleibenden Flächen. 

 

Eine neue Abwägung der Entwicklungsmaßnahme insgesamt bzw. für die von der 

Teilaufhebung nicht betroffenen Grundstücke ist nicht erforderlich, da an den 

Entwicklungszielen für die in der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme verbleibenden 

Flächen auf Basis des Strukturkonzepts entsprechend den vorbereitenden 

Untersuchungen und der ursprünglichen Abwägung festgehalten werden kann. 

Insbesondere das Entwicklungsziel der Errichtung von ca. 1.800 Wohnungen kann durch 

eine moderate Erhöhung der vorgesehenen Dichte erreicht werden. Die geplanten 

Gemeinbedarfseinrichtungen können realisiert werden. Die zügige Durchführung der 
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städtebaulichen Entwicklung innerhalb des avisierten Zeitrahmens wird ebenfalls nicht 

beeinträchtigt. Die erforderliche Abwägung beschränkt sich daher auf die Entscheidung 

über die Verkleinerung des Entwicklungsbereichs. 

 

Die DB AG war nach Bekanntwerden der Güterbahngleisbelange dafür eingetreten, dass 

die gewidmeten und weiterhin aktiv für Bahnzwecke erforderlichen Flächen für die Klarheit 

der Zuständigkeiten und die differenzierte Darstellung von Bau- und Planungsrecht aus 

dem förmlich festgelegten städtebaulichen Entwicklungsbereich herausgenommen 

werden sollen. Es handelt sich bei den Flurstücken bzw. Teilflächen von Flurstücken, die 

gemäß § 1 Abs. 1 Gegenstand der Aufhebung sind, um die gesamten Flächen der 

Gleisanlagen (vorhanden und geplant), um eine Fläche im Vorfeld des 

Bahnhofsgebäudes, das die DB AG für eine Erweiterung des Regionalbahnhofs benötigt 

(Teil des Planfeststellungsverfahrens) sowie um eine kleine Fläche im Osten des Gebiets, 

auf der die DB AG bereits ein betriebsnotwendiges Trafo-Gebäude errichtet hat. Diese 

Fläche hatte die DB AG im November 2020 vom BEV „zurück“ erworben. Die Flächen für 

die neu geplanten Puffergleise einschließlich Lärmschutzwand mit einer Größe von ca. 

1,4 ha grenzen unmittelbar südlich an die vorhandenen Gleistrassen an. Sie sind 

planfestgestellt und befinden sich im Eigentum des BEV, das diese Flächen an die DB AG 

zurückveräußern wird. 

 

Durch die Herausnahme der Bahnflächen aus dem förmlich festgelegten städtebaulichen 

Entwicklungsbereich besteht er nunmehr aus zwei großen getrennten, aber jeweils 

zusammenhängenden Flächen und zwei kleinen Arealen in den Randbereichen des 

Gebiets. Eine einheitliche Gesamtentwicklung ist jedoch weiterhin möglich, da auch 

bisher die einbezogenen Gleisanlagen das Gebiet des Entwicklungsgebietes teilten und 

dort keine Entwicklung stattfinden sollte. Tatsächlich ergeben sich durch die 

Teilaufhebung keinerlei inhaltliche Änderungen.  

 

Die Herausnahme der Bahnflächen mit einer Größe von insgesamt ca. 13,6 ha 

einschließlich der erweiterten Flächeninanspruchnahme mit einer Größe von ca. 1,4 ha 

beeinträchtigt die Ziele der Entwicklungsmaßnahme nicht. Die entwickelbaren 

„Restflächen“ im Süden des Bahnhofsgebäudes (Elckernplatz) bleiben in der 

städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme, um diese bereits als öffentliches Straßenland 

gewidmete Fläche in Angrenzung an den Umbau des Regionalbahnhofs adäquat 

gestalten zu können. 

 

Der Senat nimmt die Änderung des räumlichen Geltungsbereichs der städtebaulichen 

Entwicklungsmaßnahme zum Anlass, die Entwicklungsabsicht für die Flurstücke 51, 52 und 

54 der Flur 463 gemäß § 169 Abs. 1 Nr. 8 BauGB i. V. m. § 162  Abs. 1 Nr. 3 BauGB 

aufzugeben. Diese drei kleinen Flurstücke befinden sich im Eigentum von zwei privaten 

Eigentümern, die beabsichtigen, die Grundstücke selbst zum Wohnen zu nutzen. Die 

Flächen mit einer Größe von insgesamt ca. 2.100 m² (ca. 0,2 ha) waren in die 
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städtebauliche Entwicklungsmaßnahme einbezogen worden, um in deren südlichen Teil 

eine öffentliche Durchwegung entlang der Alten Erpe zu sichern und für ggf. erforderliche 

Maßnahmen der Umsiedlung von Gewerbetrieben diese Flächen einsetzen zu können. 

Dafür sollten die Grundstücke langfristig im Sinne einer verdichteten gewerblichen 

Entwicklung städtebaulich neu geordnet werden. 

 

Inzwischen ist eine alternative Wegeverbindung möglich. Erforderliche Umsiedlungen von 

Gewerbetrieben können an anderer Stelle im Entwicklungsgebiet realisiert werden. Eine 

städtebauliche Neuordnung ist in dem Randbereich nicht mehr geplant. Die Eigentümer 

haben um Herausnahme ihrer Grundstücke aus der städtebaulichen 

Entwicklungsmaßnahme gebeten. Dem Wunsch konnte entsprochen werden, weil die 

Entwicklungsziele – wie dargelegt - auch ohne diese Grundstücke erreicht werden können.  

 

Zu § 2: 

 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der den förmlich festgelegten städtebaulichen 

Entwicklungsbereich ehemaliger Güterbahnhof Köpenick teilweise aufhebenden 

Rechtsverordnung. 

 

 

B. Rechtsgrundlage 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I 

S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I 

S. 647) geändert worden ist. 

 

Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 

7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

27. September 2021 (GVBl. S. 1119). 

 

Verfassung von Berlin vom 23. November 1995, zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. 

Mai 2021 (GVBl. S. 502). 

 

 

C.  Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und / oder Wirtschaftsunternehmen 

Keine Änderungen gegenüber der Verordnung vom 27. Mai 2020. Die Aufgabe der 

Entwicklung für die privaten Grundstücke hat keine Kostenauswirkungen auf die 

Eigentümer. 

 

D. Gesamtkosten 

Ein Teil der Flächen, für die die Entwicklung aufgegeben wird (Puffergleise und 

Trafogrundstück), befindet sich im Eigentum des BEV. Die Grundstücksflächen des BEV 

sollten ursprünglich vollständig erworben werden. Die Verkleinerung des 
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Erwerbsgrundstückes um ca. 1,4 ha hat eine entsprechende Verringerung das 

Ankaufspreises und damit die Reduzierung der Gesamtkosten zur Folge. Des weiteren 

verringern sich die Flächen, von denen verunreinigter Boden abzutragen und zu 

entsorgen ist. Die Verringerung der Ausgaben im Vergleich zu den Schätzungen in der 

vorliegenden Kosten- und Finanzierungsübersicht mit ca. 25 Mio. € 

(entwicklungsunbeeinflusster Bodenwert abzüglich Wertminderungen) kann aktuell nur 

grob zwischen ca. 3 Mio. und ca. 5 Mio. € geschätzt werden, da das Wertgutachten für 

den Grundstücksankauf zum entwicklungsunbeeinflussten Verkehrswert noch nicht vorliegt 

und auf dieser Basis mit dem BEV über den Kaufpreis einschließlich der wertmindernden 

Abzüge noch zu verhandeln ist. 

 

E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg  

Keine. 

 

F.  Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung   

 

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

 

Ein Teil der Flächen, für die die städtebauliche Entwicklung undurchführbar ist, befindet 

sich im Eigentum des BEV. Die Grundstücksflächen des BEV sollten ursprünglich 

vollständig erworben werden. Die Verkleinerung des Erwerbsgrundstücks um ca. 1,4 ha 

hat eine entsprechende Verringerung der Ankaufsmittel zur Folge. Des weiteren verringern 

sich die Flächen, von denen verunreinigter Boden abzutragen und zu entsorgen ist. Die 

Verringerung der Ausgaben im Vergleich zu den Schätzungen in der vorliegenden Kosten- 

und Finanzierungsübersicht mit ca. 25 Mio. € (entwicklungsunbeeinflusster Bodenwert 

abzüglich Wertminderungen) kann aktuell nur grob zwischen ca. 3 Mio. € und ca. 5 Mio. € 

geschätzt werden, da das Wertgutachten für den Grundstücksankauf zum 

entwicklungsunbeeinflussten Verkehrswert noch nicht vorliegt. 

 

Wegen der Flächenreduzierung verringern sich auch die bislang budgetierten Einnahmen 

durch eine Veräußerung nach dem Zwischenerwerb durch das Land Berlin. Zum Umfang 

ist derzeit keine Angabe möglich, da die konkreten Nutzungen und späteren 

Verkaufsflächen noch nicht feststehen. Es ist aber davon auszugehen, dass auf den 

Flächen, die wegen der Güterbahngleisbelange aufgegeben werden, keine 

höherwertigen Wohnungsbau- oder Dienstleistungsflächen wegen der Nähe zu den 

vorhandenen Gleisen, sondern eher öffentliche Grünflächen mit Durchwegung entstanden 

wären, so dass mit diesen Flächen ohnehin allenfalls geringe Einnahmen hätten erzielt 

werden können. 

 

 b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

 

Keine.  
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Die Fläche des städtebaulichen Entwicklungsbereichs reduziert sich um 13,8 ha (davon 

ca. 12,2 ha lediglich klarstellend, da Eisenbahngelände, das auch bisher im Rahmen der 

förmlich festgelegten städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme nicht umgenutzt werden 

sollte) von ca. 49 ha auf ca. 35 ha. 

 

 

Entsprechend dem Senatsbeschluss über verstärkte Maßnahmen Berlins in Anerkennung 

der Klimanotlage vom 8. Juni 2021 wird die Entwicklung von neuen Stadtquartieren am 

Ziel der Klimaneutralität ausgerichtet. Das gilt für den städtebaulichen 

Entwicklungsbereich ehemaliger Güterbahnhof Köpenick, der zu den aktuell 17 neuen 

Stadtquartieren gehört. Über das Gebäudeenergiegesetz (GEG) hinausgehende 

Regelungen zur Energieeffizienz und Wärmeversorgung der Gebäude werden im weiteren 

Planungsprozess getroffen und Bestandteil der Senatsvorlagen unter anderem im 

Zusammenhang mit den aufzustellenden Bebauungsplänen sein.   

In Folge der Aufhebungsverordnung werden ca. 13,8 ha aus dem städtebaulichen 

Entwicklungsbereich herausgenommen. Dadurch wird das Ziel der Klimaneutralität für die 

zu entwickelnden Flächen nicht tangiert. Ein Anteil dieser Flächen wird für den Ausbau 

einer zukunftsfähigen Schieneninfrastruktur aktiviert. Es ist von einer Abnahme des Anteils 

von emissionsintensiven und einer Zunahme des Anteils von weniger emissionsintensiven 

Güterverkehren auszugehen. 

 

 

Berlin, den 14.06.2022 

 

 

Der Senat von Berlin 

 

 

Franziska  G i f f e y     Andreas  G e i s e l 

.................................     ............................................... 

Regierende Bürgermeisterin    Senator für  

       Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen 
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I. 
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